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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
17. Wahlperiode

Drucksache 17 / 1031
(zu Drs. 17/835)

11. 11. 09

Änderungsantrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für die Jahre
2010 und 2011

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Das Haushaltsgesetz 2010 wird wie folgt geändert:

§ 14 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 4 werden nach Satz 2 die folgenden Sätze 3 bis 5 angefügt:

„Zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements wird die Senatorin für Finan-
zen nach Zustimmung durch den Haushalts- und Finanzausschuss für den je-
weiligen  Einzelfall  ermächtigt,  Sondervermögen,  Eigenbetrieben,  Stiftungen,
Anstalten des öffentlichen Rechts sowie Eigengesellschaften, die zuvor Teile der
Gebietskörperschaft der Freien Hansestadt Bremen waren oder deren Aufga-
ben  wahrnehmen,  im  Haushaltsjahr  2010  verzinsliche  Liquiditätshilfen  unter
Anrechnung auf die in Satz 1 festgelegte Höhe zu gewähren.

Der  Haushalts-  und  Finanzausschuss  wird  ermächtigt,  Regelungen  zur  Um-
setzung des zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die allgemeinen
Grundlagen und Kriterien für verzinsliche Liquiditätshilfen zu definieren und
festzulegen.

Die am Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen Rahmen-
vertrag zu vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cashmanagement
bei der Senatorin für Finanzen berücksichtigt sind.“

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden zu den Sätzen 6 und 7.

c) In Satz 6 (neu) werden die Worte „Absatz 1 Satz 1“ durch die Worte „Absatz 1
Nummer 1“ ersetzt.

Das Haushaltsgesetz 2011 wird wie folgt geändert:

§ 14 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 4 werden nach Satz 2 die folgenden Sätze 3 bis 5 angefügt:

„Zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements wird die Senatorin für Finan-
zen nach Zustimmung durch den Haushalts- und Finanzausschuss für den je-
weiligen  Einzelfall  ermächtigt,  Sondervermögen,  Eigenbetrieben,  Stiftungen,
Anstalten des öffentlichen Rechts sowie Eigengesellschaften, die zuvor Teile der
Gebietskörperschaft der Freien Hansestadt Bremen waren oder deren Aufga-
ben wahrnehmen, im Haushaltsjahr 2011 verzinsliche Liquiditätshilfen unter An-
rechnung auf die in Satz 1 festgelegte Höhe zu gewähren.

Der  Haushalts-  und  Finanzausschuss  wird  ermächtigt,  Regelungen  zur  Um-
setzung des zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die allgemeinen
Grundlagen und Kriterien für verzinsliche Liquiditätshilfen zu definieren und
festzulegen.

Die am Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen Rahmen-
vertrag zu vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cashmanagement
bei der Senatorin für Finanzen berücksichtigt sind.
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b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden zu den Sätzen 6 und 7.

c) In Satz 6 (neu) werden die Worte „Absatz 1 Satz 1“ durch die Worte „Absatz 1
Nummer 1“ ersetzt.

Dr. Hermann Kuhn,
Dr. Matthias Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Uta Kummer,
Björn Tschöpe und Fraktion der SPD


